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Derzeit sind in der Innenstadt Handelsflächen in der Heinrich-Vogl-Straße, am Marienplatz 
sowie der Bahnhofstraße vorhanden. In der Vergangenheit wurde versucht, durch 
verschiedene Projekte weitere Flächen in der Innenstadt für den Einzelhandel zu entwickeln. 
Eine Realisierung dieser Projekte konnte aus unterschiedlichen Gründen nicht erfolgen. 
Hierzu gehörten bspw. städtebauliche oder verkehrliche Aspekte. 
 
Die Projektentwickler der TBK stellten im Ausschuss ein neues Konzept zur Entwicklung 
weiterer Einzelhandelsflächen in der Innenstadt vor. Das vorgelegte Konzept sieht die 
Entwicklung von Flächen in Verlängerung zur Fußgängerpassage am Landratsamt vor. Hier 
ist die Errichtung eines Einzelhandelszentrums geplant. An Stelle der heutigen Parkplätze 
nördlich des Klosterbauhofs sollen 4.300 - 5.200 m² Verkaufsfläche mit einer 
Bruttogeschoßfläche von 6.570 m² realisiert werden. 
 
Die Planung hält sich in ihren Grundzügen an die Festsetzungen des rechtskräftigen 
Bebauungsplanes Nr. 88.1 „Innenstadt“. Dieser definiert folgende Ziele für das Gebiet, die für 
die städtebauliche Grobbeurteilung des Vorhabens den Rahmen bilden: 
- Kleinteiligkeit und urbane Dichte bewahren 
- Mischung von Büros, Praxen, Ladengeschäften, Wohnungen 
- Schaffung einer direkten Fußgängerverbindung 
- Kirchturm als Orientierungsmerkmal 
- Gemeinschaftstiefgarage zur Verbesserung der Parkplatzsituation.  
Das vorgestellte Planvorhaben sieht weiterhin eine Wegeverbindung im Zuge der 
Altstadtpassage vor. Ebenso wird der Platzgedanke im südlichen Bereich in Verlängerung 
des Stadtsaales aufgenommen. Die Stellplätze werden in erster Linie durch zwei 
unterirdische Parkebenen nachgewiesen. Neben diesen etwa 200 Stellplätzen werden 
weiteren Parkplätze auf dem Dach des zweigeschossigen Gebäudes angelegt. Nach 
derzeitiger Planung erfolgt die Erschließung des Planungsgebietes sowohl über einen 
zusätzlichen Anschluss an den Knotenpunkt Heinrich-Vogl-Straße / Eichthalstraße als auch 
über eine neue Einmündung an der Bahnhofsstraße.  
Im Osten des Bauvorhabens werden mehrere kleinflächige Einzelhandelseinrichtungen 
angesiedelt, welche vertikal durchgesteckt sind und damit über mehrere Etagen ausreichend 
Raum für ihre Entwicklung haben. Im Westen hingegen sind zwei großflächige Einrichtungen 
vorgesehen, welche sich horizontal ausrichten. Geplant ist die Ansiedlung eines 
Lebensmittelvollsortimenters, eines Non-Food-Kaufhauses, eines Textilgeschäftes, eines 
Schuhgeschäftes sowie weiterer Geschäfte und Fachmärkte. 
 
Der geltende Bebauungsplan setzt für die Fläche ein Mischgebiet fest. Auf Grund der 
vorgesehenen großflächigen Einzelhandelseinrichtungen ist die Art der Bebaubarkeit zu 
ändern und ansonsten ist der Plan den neuen Umgriffen anzupassen. Weiterhin sind Lärm-  
und Verkehrsgutachten zu erstellen, welche die neue Erschließungskonzeption untersucht. 
Die Entwicklung der Handelsflächen wird mit einem entsprechenden Verkehrsaufkommen 
verbunden sein. Da Ebersberg aber bereits heute erheblich von Verkehr belastet ist, sollte 
die Erschließungskonzeption so erarbeitet werden, dass zusätzliche Fahrten auf ein 
Minimum reduziert werden. 
Das Vorhaben wurde anschließend an einem angefertigten Modell visuell präsentiert und 
erläutert. Abschließend beurteilten Dr. Salm und Dr. Stegen das Vorhaben aus Sicht des 
integrierten Stadtentwicklungskonzeptes. 
Sie sehen den Standort zwischen Bahnhof und Marienplatz aufgrund seiner zentralen 
innerstädtischen Lage für eine Einzelhandelsnutzung grundsätzlich als geeignet an. Es sei 
erklärtes Ziel der Stadt Ebersberg, die Attraktivität der Stadt Ebersberg als Einkaufsstadt 
insgesamt zu erhöhen und den Einzelhandel in der Innenstadt zu stärken. Dies sei aus ihrer 
Sicht in erster Linie durch die Ansiedlung zusätzlichen Einzelhandels zu erreichen. 
Momentan weise die Stadt Ebersberg eine Verkaufsflächenausstattung von rund 1,5 qm pro 
Einwohner aus. Dies sei für  eine Stadt der Größe Ebersbergs mit mittelzentraler Funktion 
eine durchschnittliche bis unterdurchschnittliche Verkaufsflächenausstattung. Durch das 
Vorhaben der Firma TBK eröffne sich nun die Möglichkeit, das Einzelhandelsangebot in 
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Ebersberg in zentraler innerstädtischer Lage auszubauen. Dadurch könne nicht nur die 
Attraktivität der Stadt Ebersberg als Einkaufsstadt insgesamt erhöht werden, sondern 
insbesondere kann die Innenstadt in ihrer Funktionalität und Versorgungsfunktion gestärkt 
werden. 
Im Gegensatz zu vielen anderen Kommunen, die Fachmärkte und andere großflächige 
Einzelhandelsbetriebe in nicht integrierten Lagen zugelassen hätten, sei die Stadt Ebersberg 
in der Vergangenheit sehr restriktiv mit solchen Ansiedlungsvorhaben umgegangen. Dadurch 
eröffne sich nun die Chance, sich von anderen Kommunen im Wettbewerb positiv 
abzuheben und ein Impulsprojekt der Innenstadtentwicklung zu realisieren. 
Durch das Vorhaben könnten großflächige Betriebsformate im Einzelhandel realisiert 
werden, die als so genannte Magnetbetriebe eine Außenwirkung entfalten, von der auch die 
umliegenden Geschäfte und Einrichtungen profitieren können. Im Einzelfall seien negative 
Auswirkungen auf bereits in Ebersberg ansässige Einzelhandelsbetriebe nicht 
auszuschließen. Insgesamt könne aber von positiven Impulsen auch für die bereits 
ansässigen Geschäfte durch eine Aufwertung und Belebung der Innenstadt ausgegangen 
werden. 
Besonders positiv zu bewerten sei die Tatsache, dass ein Lebensmittelvollsortimenter als 
Ankermieter vorgesehen sei und somit die Versorgungsfunktion der Innenstadt mit Gütern 
des alltäglichen Bedarfs nicht nur erhalten, sondern sogar gestärkt werde. Dies sei im 
Hinblick auf eine Belebung und Frequentierung der Innenstadt zu begrüßen und auch vor 
dem Hintergrund des demographischen Wandels und einer Stärkung der Nahversorgung 
positiv. 
Durch den Verkaufsflächenzuwachs von rund 5.000 qm würde sich die Verkaufsflächen-Pro- 
Kopf-Ausstattung in Ebersberg auf rund 1,94 qm pro Einwohner erhöhen. Dies halten Stegen 
und Salm für eine angemessene und verträgliche Dimension, die dem Versorgungsauftrag 
der Stadt Ebersberg entspricht. Zu bedenken sei zudem, dass die Besetzung der neu 
geschaffenen Ladeneinheiten zum Teil durch Standortverlagerungen bereits ansässiger 
Unternehmen erfolgen könnte und der Verkaufsflächenzuwachs deshalb netto geringer 
ausfallen wird. 
 
Die nachfolgende Diskussion zwischen den Mitgliedern des Technischen Ausschusses 
wurde von positiven Stellungnahmen bestimmt. Aus der Mitte des Plenums wurde gefragt, 
ob eine Überdachung sowie eine Verbindung der Parkgeschoße zur Sparkasse möglich 
wären? Ebenso wurden Erkundigungen eingeholt, ob Photovoltaikanlagen zur 
Energieversorgung angedacht wären? 
Das Konzept sehe keine Komplettüberdachung vor, so Dr. Küblböck. Hierfür sei eine 
komplette Neuplanung erforderlich. Eine teilweise Überdachung der neuen Passage sei aber 
auf alle Fälle möglich und machbar. Weiterhin sei eine Verbindung zum Parkdeck der 
Sparkasse jederzeit möglich. Über etwaige Photovoltaikanlagen habe er sich aber noch 
keine Gedanken gemacht. Hier spiele die Ausrichtung des Daches eine entscheidende Rolle. 
Etwaige Potentiale müssten später untersucht werden. 
 
Da die Tagesordnung den Einleitungsbeschluss zur Änderung des Bebauungsplanes nicht 
vorsah, schlug Bürgermeister Brilmayer am Ende der Diskussion vor, dem Stadtrat zu 
empfehlen, den Beschluss in der nächsten Stadtratssitzung in 2 Wochen nachzuholen. 
 
Die Mitglieder des Technischen Ausschusses folgten diesem Vorschlag einstimmig und 
empfahlen dem Stadtrat den Einleitungsbeschluss zur Änderung des Bebauungsplanes 
„Innenstadt“ Nr. 88.1 in seiner nächsten Sitzung zu fassen.  
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Baumärkten deutschlandweit, obwohl die Verkaufsflächen der übrigen 300 Baumärkte zum 
Teil erheblich über der des Marktes in Ebersberg liege. Dies zeige, wie richtig die 
Entscheidung der Stadt war, diesen Baumarkt zu genehmigen. Diese Entwicklung führte zu 
einer hohen Kundenfrequenz und zu großen Warenbewegungen. Aus diesen Gründen seien 
die derzeitigen Flächen für Warenannahme und -anlieferungszone sowie die 
Verkaufsflächen für Aktionswaren nicht mehr ausreichend. Ebenso stoße die Kapazität des 
vorhandenen Parkplatzes immer öfter an seine Grenzen. Demzufolge habe man sich zu 
einer Überprüfung entschlossen, in wie weit eine Erweiterung möglich sei. Vorgespräche mit 
der Raumordnungsbehörde der Regierung von Oberbayern ergaben, dass eine Erweiterung 
der gewichteten Verkaufsflächen im Baumarktbereich auf Grund neuerer Daten um 1.550 m² 
möglich sei. Weitere Vorgespräche mit dem angrenzenden Grundeigentümer über den 
notwendigen Flächenerwerb verliefen nach Angaben von Herrn Ecker ebenfalls positiv. Die 
erforderliche Gesamtfläche von 2.800 m² könne demnach erworben werden. 
 
Folgende Ziele wolle man durch die Erweiterung erreichen: 

• Zusätzliche Verkaufsfläche im Baumarktbereich und im Freiverkauf 
• eine Veränderung des Haupt- und Mittelganges 
• zusätzliche Kundenparkplätze 
• zusätzlicher Lagerraum für eine effizientere Logistik. 

Der vom Hagebaumarkt beauftragte Architekt Herr Hoffmann stellte daraufhin den Umbau 
vor. Die heute bestehende Warenannahme und das Lager im Süden des Baumarktes 
werden zu Verkaufsflächen umgebaut. Südlich daran anschließend wird eine neue 
Warenannahme errichtet mit einer Gesamtfläche von 660 m².  
Der bestehende Gartenmarktbereich wird im Süden geringfügig erweitert. Die dadurch 
wegfallenden Parkplätze werden im Süden, östlich der neuen Warenannahme wieder 
errichtet bzw. ausgebaut.   
 
Insgesamt ergebe sich eine gewichtete Verkaufsflächenerweiterung von 1.120 m² erläuterte 
Herr Ecker. Die zusätzliche Verkaufsfläche von 700 m² im Innenbereich des Baumarkts 
werde zum einen für eine Verbreiterung des Hauptganges mit zusätzlichen Aktionsflächen 
genutzt. Zum anderen werde die bisher im Gartenbereich befindliche Tiernahrungsabteilung 
auf die Fläche der bisherigen Warenannahme verlegt und um ca. 350 m² vergrößert. 
Zusätzliche zur Tiernahrung werden auf dieser Fläche die Bereiche Kleintiere, Aquaristik 
sowie Terraristik aufgenommen. 
Weiterhin entstünden 3 zusätzliche Parkreihen mit jeweils 40 Parkplätzen, die für den 
Geschäftsbetrieb dringend benötigt werden und auch teilweise als Ersatz für den 
wegfallenden Parkraum am Gartenfreigelände dienen. 
Es seien keine Beeinträchtigungen der Kunden durch den Umbau zu erwarten, da auf den 
neuen Verkaufsflächen der Aufbau der Waren erfolgen könne, ohne dass die Kundschaft 
dies bemerke. Am Ende des Umbaus werden die Wände entfernt. 
 
In der anschließenden Diskussion wurde aus der Mitte des Ausschusses Kritik am 
Erscheinungsbild des Baumarktes geübt. Dieser sei zu gigantisch und füge sich nicht in das 
Landschaftsbild ein. Ein weiterer Kritikpunkt betraf die Sortimentsausgestaltung. Hier wurden 
Bedenken vorgebracht, dass die Erweiterung von Innenstadt relevanten Sortimenten zu 
einem Verdrängungswettbewerb führen könnte. 
Bürgermeister Brilmayer begegnete diesem Argument, dass die Stadt die Flächen der 
innenstadtrelevanten und nicht relevanten Sortimente durch Abschluss eines 
städtebaulichen Vertrages regeln könne. Dies sei für den heutigen Baumarkt auch schon so 
vorgenommen worden. 
Weitere Nachfragen von Ausschussmitgliedern betrafen die Notwendigkeit der zusätzlichen 
Parkplätze, die unterschiedliche Höhendarstellung des Altbaus und des Neubaus sowie 
fehlende Grünflächen, welche laut rechtskräftigem Bebauungsplan vorhanden sein müssten. 
Herr Ecker begründete den Bedarf an zusätzlichen Parkplätzen mit der Nachfrage. So habe 
es in diesem Frühjahr mehrere Tage gegeben, an denen Kunden mehrfach anfahren 
mussten, da sie keine Parkplätze vorfinden konnten. Hinsichtlich der Höhen sagte er zu, 
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schaft, des Wasserwirtschaftsamtes und der maßgeblichen Behörden entsprechen. Ein 
Grenzabstand der Baugrube zu den Nachbargrundstücken von mindestens 5,00 m wird ein-
gehalten. Der Abstand zur Straße beträgt 10 m. 
Die Planer des Flächennutzungsplans und des Landschaftsplans haben aus ihrer fachlichen 
Sicht das Planvorhaben beurteilt und bewertet.  
 
Stellungnahme aus landschaftsplanerischer Sicht 
 
Der beauftragte Landschaftsplaner bringt keine grundsätzlichen Bedenken oder Ein-
wendungen gegen das Planvorhaben hervor. Biotope oder schutzwürdige Landschaftsteile 
sind nicht betroffen. Der beantragte Abbau stellt aus landschaftsplanerischer Sicht einen ca. 
30 Jahre andauernden Eingriff in die Landschaft dar. Neben der Durchführung von Aus-
gleichsmaßnahmen auf von den Antragstellern angebotenen Flächen im weiteren Umfeld 
sollte daher eine funktionale Kompensation zur Minderung der Auswirkungen auf das Land-
schaftsbild zur Auflage gemacht werden. Vorgeschlagen wird: 

die Einhaltung eines Abstandes zwischen Grundstücks- und Abbaugrenze von 10 m im 
Norden, Osten und Süden sowie von 15 m im Westen (zur Straße Rinding – Aepfelkam 
hin), die Anlage eines 2 m hohen begrünten Erdwalls um das gesamte Abbaugebiet 
herum die Pflanzung einer 10 m breiten Hecke aus Bäumen und Sträuchern entlang 
der Straße Rinding – Aepfelkam bereits zu Beginn des Abbaus. 

 
Stellungnahme aus städtebaulicher Sicht 
 
Regionalplan 
Die Fläche ist im Regionalplan der Region München nicht als Vorrag- oder Vorbehaltsgebiet 
für die Gewinnung von Sand und Kies dargestellt. Es besteht also keine Anpassungspflicht 
an eine übergeordnete Planung, d.h. die Stadt ist nicht verpflichtet, hier eine Kiesabbau-
fläche zu genehmigen. 
 
Verkehr 
Zur Verkehrsbelastung werden in den Antragsunterlagen keine Angaben gemacht. Dies 
wäre, auch im Hinblick auf die Vorbelastung durch die nahe gelegene bestehende Kiesab-
baufläche westlich der Gemeindverbindungsstraße Rinding – Aepfelkam zu prüfen. 
 
Beurteilung der geplanten Abbaufläche 
Mit Verweis auf die landschaftsplanerische Stellungnahme und unter Beachtung der dort auf-
gestellten Maßnahmen wird die Fläche aus städtebaulicher Sicht als möglich angesehen. Sie 
befindet sich zwar in Hochlage, aber nicht exponiert, so dass Beeinträchtigungen des Land-
schaftsbildes nicht oder nur in geringem Umfang gegeben sein dürften. Beeinträchtigungen 
hinsichtlich des Verkehrs (Immissionsschutz), vor allem für die Ortschaft Rinding, müssten 
noch geklärt werden. 
Bei einer positiven Entscheidung sollte jedoch baurechtlich und/oder vertraglich gesichert 
werden, dass ausschließlich die Nutzung als Kiesabbaufläche genehmigt wird. Dabei müsste 
ausdrücklich sichergestellt werden, dass sich – auch im Hinblick auf die lange Nutzungs-
dauer – keine darüber hinausgehenden (gewerbegebietsähnliche) Nutzungen wie z.B. bau-
liche Anlagen oder sonstige Lagerflächen ohne direkten Zusammenhang mit dem Kiesabbau 
etc. dort etablieren, die eine spätere Rekultivierung erschweren oder gar unmöglich machen. 
Keinesfalls sollte an dieser Stelle langfristig ein „Gewerbegebiet“ entstehen.  
  
Zusammenfassung 
Nach derzeitigem Stand der Flächennutzungsplanung wäre die geplante Kiesgrube nicht 
zulässig. Der Stadtrat sollte zunächst entscheiden, ob er, in Abweichung der Beschlusslage 
aus der 26. FNP – Änderung, einer weiteren Kiesabbaufläche im Gemeindegebiet 
zustimmen kann.  
Sollte dies der Fall sein, wären die landschaftsplanerischen und o.g. Forderungen zur 
Beschränkung auf den Kiesabbau zu empfehlen. 
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Die Verwaltung empfahl dem Ausschuss einer Konzentrationszone für Kiesabbau ent-
sprechend der oben aufgeführten Ausführungen zuzustimmen. Eine nachfolgend 
erforderliche Abbaugenehmigung soll Forderungen aus städtebaulicher und landschafts-
planerischer Sicht sicherstellen. 
 
Die Mitglieder des Technischen Ausschusses folgten der Empfehlung der Verwaltung 
einstimmig mit  9 : 0  Stimmen und empfahlen dem Stadtrat eine Konzentrationszone für 
Kiesabbau im Flächennutzungsplan darzustellen.  
 
b) Wohnbauflächen (Nachtrag) 
 
In der Sitzung des Technischen Ausschusses am 19.05.2009 wurde die Ausweisung 
künftiger Wohnbauflächen behandelt. Die Darstellung von Wohnbauflächen ist ein zentrales 
Thema der Flächennutzungsplanung. Demzufolge wurde der Flächenbedarf auf Grund der 
Einwohnerentwicklung den vorhandenen Flächenpotentialen gegenübergestellt. Dabei wurde 
ersichtlich, dass die vorhandenen Potentiale an Wohnbauflächen die Bedarfe in den 
nächsten 15 Jahren decken können.  
Demzufolge wurden lediglich einige Arrondierungen, Lückenschlüsse oder Überplanungen 
schon vorhandener Siedlungen vorgenommen und vorgestellt. Die Flächen der beantragten 
Neuausweisungen haben insgesamt eine Größe von ca. 1,77 ha, wobei die Ausweisung in 
Reith nicht mitgerechnet wurde, da diese Fläche keinen Einfluss auf 
Bevölkerungsentwicklung hat. Da es sich insgesamt also nur um relativ geringe 
Flächengrößen handelt, bleiben auch die Auswirkungen auf die Einwohnerentwicklung 
gering. Eine genauere Berechnung erfolgt nach Entscheidung über Ausweisung. 
Zwischenzeitlich sind bei der Stadt weitere Anträge auf Überprüfung einer Darstellung als 
Wohnbauflächen eingegangen. Die beiden Flächen werden in Folgenden vorgestellt. Die 
beauftragten Planer des Flächennutzungsplans und des Landschaftsplans haben ihrerseits 
Stellungsnahmen abgegeben, welche aufgeführt werden: 
 
Bereich nördlich „Abt-Williram-Str.“, Fl.-Nr. 938 mit 3.650 m² als Wohnbaufläche 
 
Vorhaben: 
Für den südlichen Teil des Grundstücks Fl-Nr. 938 nördlich der Abt-Williram-Straße liegt ein 
Antrag auf Ausweisung als Wohnbaufläche vor. Der südöstliche Teil ist bereits als 
Wohnbaufläche im FNP ausgewiesen. 
Bestand: 
Es handelt sich um eine Kuppenlage südlich des Steilhangs zur Weiherkette. Der größte Teil 
des Steilhangs liegt im Landschaftsschutzgebiet „Ebersberger Weiherkette“. Nordwestlich 
anschließend stockt ein landschaftsbildprägender Baumbestand an einem Dobel, der sich 
bis zum Langweiher hin erstreckt. 
 
Bewertung aus landschaftsplanerischer Sicht (Landschaftsplanung): 
Wegen der Kuppenlage, der Beanspruchung des Landschaftsschutzgebietes und des 
Verlustes an Abstandsfläche zum landschaftsbildprägenden Baumbestand am Dobel zum 
Langweiher sollte auf dem Grundstück Fl.Nr. 938 an der Abt-Williram-Straße keine 
Ausweisung einer Wohnbaufläche vorgenommen werden, die über das im gültigen FNP 
dargestellte Maß hinausgeht. 
 
Bewertung aus städtebaulicher Sicht (Flächennutzungsplanung) 
Das Grundstück Fl.Nr. 938 hat insgesamt eine Fläche von ca. 3.650 m2. Der größte Teil des 
Grundstücks liegt im festgesetzten Landschaftsschutzgebiet Ebersberger Weiherkette. Der 
Teil des Grundstücks im Südosten, der nicht im LSG liegt, ist im wirksamen FNP als 
Allgemeines Wohngebiet (WA) ausgewiesen, die Flächengröße der Ausweisung beträgt ca. 
840 m2. Es wird vorgeschlagen, diese Ausweisung auch im neuen Flächennutzungsplan zu 
bestätigen. Eine weitergehende Ausweisung, in die Fläche des LSG hinein, kann nicht 
empfohlen werden. 
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Erinnert sei in diesem Zusammenhang an die vergangene FNP-Aufstellung in diesem 
Bereich:  
Die seinerzeit unter Abwägung der verschiedenen Belange gefundene Abgrenzung zwischen 
Bauland und Landschaftsschutzgebiet hat nach wie vor Gültigkeit und sollte ohne zwingende 
Gründe nicht angetastet werden. 
 
Bereich nördlich „Sarreiterweg“, Fl.Nr. 506 mit 4,771 m² als Wohnbaufläche 
 
Vorhaben: 
Für das Grundstück  Fl.Nr. 506 nördlich des Sarreiterweges liegt ein Antrag auf Ausweisung 
als Wohnbaufläche vor.  
Bestand: 
Das Wiesengrundstück liegt ohne Verbindung zu einer vorhandenen Bebauung in Kuppen- 
und Nordhanglage südlich des Ebrachtals unmittelbar angrenzend an das 
Landschaftsschutzgebiet „Ebersberger Weiherkette“ und dem geschützten 
Landschaftsbestandteil „Kraxlbaum“. Südlich anschließend am Sarreiterweg liegt ein 
Bolzplatz, westlich davon liegt der Kindergarten. 
Weiter südlich wird die Landschaft durch den alten Baumbestand um die Antonikapelle 
geprägt. Das Grundstück ist von der gegenüber liegenden Hangseite des Tals voll 
einsehbar. 
 
Bewertung aus landschaftsplanerischer Sicht (Landschaftsplanung): 
Wegen der von weitem einsehbaren Kuppen- und Hanglage, der Isoliertheit der Fläche in der 
Landschaft und der Beeinträchtigung der Sicht auf den orts- und landschaftsbild-prägenden 
Baumbestand um die Antonikapelle sollte auf dem Grundstück Fl.Nr. 506 keine Ausweisung 
als Wohnbaufläche vorgenommen werden. 
 
Bewertung aus städtebaulicher Sicht (Flächennutzungsplanung) 
Die Fläche liegt isoliert und ohne Bezug zur vorhandenen Bebauung, alleine von daher 
schon kann von einer Ausweisung nur abgeraten werden.  
Auch hier sei an die Historie dieser Fläche erinnert:  
In der vergangenen FNP-Aufstellung wurde für die gesamte Fläche um den sog. Kraxlbaum 
die Baulandausweisung zurückgenommen. Begründung dafür war u.a. auch die Freihaltung 
des Bereichs um den als Landschaftsbestandteil geschützten Kraxlbaum. Im Unterschied zu 
den Flächen am westlichen Ortsrand liegen die Flächen um den Kraxlbaum jedoch nicht im 
Landschaftsschutzgebiet „Ebersberger Weiherkette“. Denkbar wäre in diesem Bereich eine 
Ausweisung von Bauflächen. Dies müsste jedoch unter Einbeziehung des gesamten 
Bereichs geschehen und nicht nur isoliert für eine Fläche. Eine Ausweisung müsste auch 
unter Beachtung der vom Landschaftsplaner aufgezeigten Bedingungen und unter 
Freihaltung des Bereichs um den geschützten Kraxlbaum geschehen. 
 
Die Verwaltung empfahl dem Ausschuss die vorhandene Darstellung einer Wohnbaufläche 
im Bereich Abt-Williram-Straße zu übernehmen und von einer entsprechenden Darstellung 
nördlich des Sarreiterweges aufgrund des bestehenden Siedlungsabschlusses abzusehen. 
 
Die Mitglieder des Technischen Ausschusses folgten dieser Empfehlung einstimmig mit  
 9 : 0  Stimmen und empfahlen dem Stadtrat die bestehenden Darstellungen des 
Flächennutzungsplans weiterhin zu übernehmen.  
 
 










